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Gesetz BGB § 305 Billigkeitskontrolle, § 242 Gleichbehandlung5 
§§ 315, 611 Vertragliche Einheitsregelung

Leitsätze

1s Bei der Ausschüttung von Sondervergütungen steht 
es dem Arbeitgeber frei, Bedingungen aufzusteilen, 
sofern er dabei nach billigem Ermessen verfahrt»

2. Will der Arbeitgeber die Gewährung von Sonder­
vergütungen an solche Voraussetzungen binden, 
mit denen der Arbeitnehmer nicht ohne weiteres zu 
rechnen braucht, muß er rechtzeitig in geeigneter 
Weise bekanntgeben, welche Bedingungen im einzelnen 
gelten sollen» Für vertraulich zu behandelnde Sonder 
Zuwendungen an eine Gruppe von leitenden Angestellten 
gilt nichts anderes»

Aktenzeichen 3 AZR 52/70
Urteil des BAG vöm 22 Dezember 1970 LAG Hamburg
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? azr 52/10
4 Sa 69/69 Hamburg
Urteilstenor zuge- 
stellt am 
22 Dezember 1970
gez Brandt,
Angestellte
als Urkundsbeamte'r
der Geschäftsstelle

kn Hamm des M m !

UM
In Sachen

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs 2 ZPO in der Sitzung vom 18 Dezember 1970 duroh den Se- 
natspräsidenten Professor Dr Stumpf«, die Bundesrichterin 
Professorin Dr Hilger und den Bundesrichter Dr Grömnger 
sowie die Bundesarbeitsrichter Dr.Dr Schlick und Wlllmann für 
Recht erkannt

1 Auf die Revision des Klagers wird das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamburg vom 8 Dezember 1969 
- 4- Sa 69/69 - aufgehoben

2 Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil des 
Arbeitsgerichts Hamburg vom 11 März 1969 - 4 Ca 
3/69 - geändert
Die Beklagte wird verurteilt«, an der/Clager 
65 000,—  DM - in Worten fünfund sechzig tausend 
Deutsche Mark - nebst K % Zinsen seit dem 3 Januar 
1969 zu zahlen

3» Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Beklagte 
V o n  R e c h t s  w e g e n  1
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Tatbestand*

Dxe jetzige Beklagte ist durch die im Laufe des Rechts­
streits vollzogene Verschmelzung von zwei Unternehmen der 
Seeschiffahrt entstanden, von denen das eine seinen Sitz in 
Bremen, das andere seinen Sitz in Hamburg hatte Bei dem 
Hamburger Unternehmen,der ursprünglichen Beklagten, leitete 
seit 1954 der Kläger als Prokurist die Personalabteilung Zum 
50 Juni 1968, ein Jahr vor Erreichen der Altersgrenze, trat 
er im gegenseitigen Einvernehmen in den Ruhestand Sein letztes 
Monatsgehalt betrug 3 500,—  DM Alle Prokuristen erhielten je­
weils ein gleichhohes Gehalt

Neben dem Gehalt bezog der Kläger wie alle anderen Pro- 
kunsten am Ende jedes Jahres eine SonderZahlung, die gelegent­
lich von den Parteien auch als Tantieme bezeichnet wurde« Bei 
jeder Auszahlung wies die ursprüngliche Beklagte darauf hm, 
daß die Sonderzahlung einen Rechtsanspruch auf gleichartige 
Leistungen m  der ZukunfVmeht begründe, außerdem bat sie 
darum, Tatsache und Höhe der Zahlung vertraulich zu behandeln 
Bis zum Jahre 1964 waren die Zahlungen an alle (damals 13) 
Prokuristen gleichhoch, sie Stegen von 24 000,—  DM (im Jahre 
1958) auf 42 000,—  DM (im Jahre 1964) Seit dem Jahr 1965 
setzte die ursprüngliche Beklagte die Hohe der SonderZahlungen 
unterschiedlich fest, wie sich aus der folgenden Tabelle ergibt.
in der der Klager unter lfd Nr 8 aufgefuhrt ist

iä§z 1266 isa. 1968
1 50 000,— 45 000,— 50 000,— 50 000
2 50 000,— 45 000,— 50 000,— 50 000
3 50 000,— 45 000,— 50 000,— 50 000
4 45 000,— 45 000,— 50 000,— 50 000
5 50 000,— 45 000,— 30 000,-- 50 000
6 50 000,— 45 000,— 50 000,— 50 000
7 45 000,— 45 000,-- 50 000,— 30 000
8 45 000,— 20 000,— 20 000,— 15 000
9 45 000,— 20 000,— 30 000,— 30 000

10 50 000,— 45 000,— 50 000,— 50 000
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11 50 000,— 45 000,—

+ 5 000,—
12 60 000,— 54 000,—
15 50 000,—  -----
14 18.000,— 20 000,—
15 20 000,— 3) 20 000,—
16 ----  ----
17 -----  -----
18 ----  ---- -
19 -----  -----
20 ---------- -- ---------- -

50 000,— 50 000,-

75 000,— 50 000,-■ -

ru 0 000,— 20 000,-
20 000,— 27 000,-
15 500,— 4 ̂ 24 000,-■ -

40 000, — ^
24 000,-
21 000,--
20 000,— 1̂

Anmerkungen
1) bis 50 Juni 1968
2) ab 15 März 1965
5) ab Oktober 1965 
4) ab August 1967

5) ab 12 Juli 1968
6) ab 12 Juli 1968
7) ab 12 Juli 1968
8) ab 8 . Marz 1968

Der Klager ist der Ansicht, die ursprüngliche Beklagte 
habe ihn für die Jahre 1966 bis 1968 in der Höhe der Sonder- 
Zahlungen nicht hinter der Mehrheit der Prokuristen zurück­
setzen dürfen Ihm stünden deshalb für das Jahr 1966 noch 
25 000,—  DM, für das Jahr 1967 noch 50 000,—  DM und für 
das erste Halbjahr 1968 noch 10 000,—  IM, zusammen also 
65 000,—  DM zu Diesen Betrag nebst Zinsen hat er mit 
der Klage gefordert

Die Beklagte hat geltend gemacht, daß niemals ein An­
spruch auf SonderZahlungen, weder nach Grund noch nach 
Höhe, begründet worden sei Sie hat die Ansicht vertreten, 
daß der Grundsatz der Gleichbehandlung bei leitenden Ange­
stellten nicht anwendbar sei Auch habe sie, wie die Liste 
der Zahlungen zeige, keine einheitliche Ordnung aufgestellt 
Daß der Kläger teilweise geringere Sonderzahlungen als ande­
re erhalten habe, beruhe darauf, daß es Beanstandungen m  
seinem Aufgabenkreis gegeben habe Im übrigen habe sich der 
Klager mit der Bemessung der ihm gewahrten Sonderzahlungen 
zumindest stillschweigend einverstanden erklärt Mit der 
Nachforderung sei er zum ersten Mal nach seinem Ausscheiden 
aus dem aktiven Dienst hervorgetreten
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Beide Vonnstai zen haben der Klage den Erfolg ver­
sagt Mit der Revision verfolgt der Kläger das Ziel seiner 
Klage weitera wahrend die Beklagte um Zuruckweisung der 
Revision bittet

Ent scheldungsgrunde__
Dem Kläger steht die Klageforderung zu, weil die Be­

klagte verpflichtet war* die Sonderzahlungen an denfcLäger 
nach den gleichen Maßstäben zu verteilen* die sie bei den 
Zahlungen an die überwiegende Mehrzahl der Prokuristen einge­
halten hat
X Die Beklagte hat die Sonderzahlungen alljährlich unter 
Ausschluß des Rechtsanspruchs als sog freiwillige Leistungen 
an ihre Prokuristen gewährt Bis zum Jahr 196^ hat sie dabei 
die Regel verfolgt* an jeden Prokuristen ein zweites Jahres­
gehalt zu zahlen

Von dieser Regel hat sie seit dem Jahr 1965 ins Gewicht 
fallende Ausnahmen für diejenigen Prokuristen gemacht* die 
neu m  diese Stellung eingeruckt waren (lfd Nr 14 bis 20 
der im Tatbestand mitgeteilten Liste). Demgegenüber hat sie 
für die schon früher vorhandenen Prokuristen (lfd Nr 1 bis 
13 der Liste) an dem Grundsatz festgehalten* weiterhin Sonder­
zahlungen in (nahezu) gleicher Hohe von rund einem Jahresge­
halt zu leisten Davon hat sie neben dem unter Nr 9 der 
Liste angeführten Prokuristen* dessen Ansprüche hier nicht 
zur Entscheidung stehen* allein den Klager erheblich nie­
driger abgefunden* obwohl er zum Kreis der Altprokunsten 
gehörte Zu dieser Ausnahme war die Beklagte nicht berecntigt
II Der Arbeitgeber* der im Rahmen des Arbeitsverhaltnisses 
Leistungen gewährt* auf die kein Rechtsanspruch bestehen soll* 
darf bei der Entscheidung* unter welchen Voraussetzungen und 
in welcher Hohe er diese Zahlungen leistet, nicht unter Be­
rufung auf die Vertragsfreiheit und den vertraglich ausge­
schlossenen Rechtsanspruch nach Gutdünken verfahren* sondern 
er muß sich den Anforderungen der Billigkeit und Gerechtigkeit 
unterwerfen Das ergibt sich aus folgenden Überlegungen
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1 Das geltende Schuldrecht beruht auf dem Gedanken, die 
Vertragsgerechtigkeit sei in aller Regel dadurch gewähr­
leistet, daß gleichstarke Vertragspartner jeweils in Wahr­
nehmung der eigenen Interessen im Wege des Aushandelns 
einen billigen Ausgleich schaffen Daher rechtfertigt sich 
die Vertragsfreiheit Sieht man von den gesetzlichen Min- 
destbedingungen zugunsten schwächerer Vertragspartner ab, 
wird die Entscheidung über den Vertragsinhalt den Beteilig­
ten uberlassen, die Vertragsgestaltung bedarf im allgemei­
nen nicht der gerichtlichen Überprüfung
2 Anders ist es dann, wenn kein Gleichgewicht der Ver­
tragspartner einen angemessenen Vertragsinha1t gewährlei­
stet, weil entweder die Vertragsparität gestört ist oder 
eine Vertragspartei aus anderen Gründen allein den Inhalt 
des Vertragsverhältnisses gestalten kann Dies ist der Fall 
bei der sog vertraglichei Einheitsregelung oder Gesamtzu- 
sage, die praktisch nicht zwischen dem Arbeitgeber und den 
einzelnen Arbeitnehmern vereinbart, sondern vom Arbeitgeber 
allein erlassen wird, ferner bei der Bestimmung der vertrag­
lichen Leistung durch den Arbeitgeber (§ 315 BGB) und bei 
solchen Tatbeständen, in denen der Arbeitgeber freiwillige 
Leistungen unter Ausschluß des Rechtsanspruchs verteilt

In allen drei Fallen werden Leistungen, die der ArbeJ t- 
nehtner erhalt, und damit der Inhalt des Arbeitsverhältnis­
ses, nicht m  Vertragsfreiheit unter den Beteiligten abge­
sprochen, sondern sie werden nur von einer der Vertrags­
parteien, dem Arbeitgeber, festgesetzt Da deshalb die Ver­
tragsparitat einen Interessenausgleich nicht gewährleisten 
kann, darf der Arbeitgeber nicht nur seine Interessen ver­
folgen, vielmehr muß er auch den Interessen des Arbeit­
nehmers angemessen Rechnung tragen Seine Leistungsbestim­
mung muß billig und gerecht sein, ob sie dies ist, müssen 
die Gerichte im Streitfall nachprüfen

Für den Fall der Bestimmung einer vertraglichen Lei­
stung durch eine Vertragspartei wird dies im Gesetz aus­
drücklich gesagt (§ 315 BGB) Fur den Fall der vertraglichen
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Einheitsregelung sind die Bindung des Arbeitgebers und die 
gerichtliche Billigkeitskontrolle - ebenso wie für allgemeine 
Geschäftsbedingungen - kraft Richterrechts allgemein anerkannt 
(vgl das auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung 
des Gerichts vorgesehene Urteil des Senats AP Nr 1 zu § 242 
BGB Ruhegehalt - Unters tu tzungskassen [zu 2 b der Gründe mit 
weiteren Nachweisen], Urteil des Senats vom 19 Juni 1970 
- 3 AZR 402/69 - [demnächst] AP Nr 144 zu § 242 BGB Ruhege­
halt [zu II 2 b der Gründe] mit Anm von Sollner, aus dem 
neuesten Schrifttum zu den Geschäftsbedingungen noch Schmidt- 
Salzer, NJU 1971, 173, Wilh Weber, IB 1971, 129 [132 ff ], 
zum ganzen auch Manfred Wolf, Rechtsgeschäftliche Entscheidungs­
freiheit und vertraglicher Interessenausgleich, 1970, 3 47 ff ,
292 ff , der darauf abstellt, ob die Entscheidungsfreiheit, die 
"Selbstbestimmung" eines Vertragspartners beeinträchtigt war)
Für den Fall der Verteilung freiwilliger Leistungen unter Aus­
schluß des Rechtsanspruchs muß der Arbeitgeber nach ganz unbe­
strittener Meinung den Grundsatz der Gleichbehandlung befolgen 
Das ist in Wahrheit wiederum nichts anderes als das Gebot, nach 
Billigkeit zu verfahren (Ebenso Urteil des Senats vom 21 Dezem­
ber 1970 - 3 AZR 510/69 - zur Veröffentlichung in der Amtlichen 
Sammlung und im Nachschlagewerk des Bundesarbeitsgerichts vor­
gesehen )
III Für den zu entscheidenden Rechtsstreit ergibt sich hier­
aus
1 Die Beklagte, der das Landesarbeitsgericht insoweit ge­
folgt ist, leugnet im Streitfall die Anwendbarkeit des Gleich- 
behänd lung sgrund Satzes mit der Begründung, die leitenden Ange­
stellten eines Betriebes, zu denen die Prokuristen der ursprüng­
lichen Beklagten zu rechnen sind, seien nicht als eine einheit­
liche Gruppe innerhalb der Arbeitnehmerschaft, sondern als 
einzelne, aus dem Kreis der übrigen Arbeitnehmer heransgenobene 
Persönlichkeiten anzusehen Bei ihnen fehlten Gruppenmerkmale, 
die Voraussetzung für die Gleichbehandlungspflicht des Arbeit­
gebers seien Dieser Auffassung kann der Senat nicht beitreten

PT
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Soweit das Landesarbeitsgericht zur Begründung seiner 

These Gesetzesbestimmungen anführt» die für leitende Ange­
stellte Sonderregeln aufstellen (§ 14 Abs 2 KSchG-, § 4 
Abs 2 Buchst c BetrVG, § 22 Abs 2 Nr 2 ArbGG, § 16 
Abs 4 Nr 4 SGG und § 105 Abs 1 AktG), widerlegt es sich 
selbst» denn die Bestimmungen zeigen, daß die leitenden 
Angestellten eine durch ihre Leitungsfunktion gekennzeichne­
te Personengruppe darsteilen und daher eine eigene Gruppe 
bilden, deren Mitglieder untereinander zumindest vergleich­
bar sein können Wenn dann wie hier hinzukommt» daß die Be­
klagte allen in größerer Zahl vorhandenen Prokuristen glei­
che Gehalter zahlte, jedem von ihnen einen Dienstwagen zur 
Verfügung stellte und vor der hier streitigen Zeit bis 1964 
über viele Jahre hinweg gleiche Sonderzahlungen gewahrte, 
dann hat die Beklagte selbst 3eden Zweifel daran ausge- 
raumt, daß es bei ihr die Gruppe der Prokuristen gebe, die 
trotz verschiedener Aufgabengebiete untereinander vergleich­
bar sind
2 Die Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes schei­
tert auch nicht daran, daß die Beklagte seit dem Jahr 1965 
das System der Sonderzahlungen ln gewissem Umfang modifiziert; 
hat In einem einzigen Pall (Nr 12 der Liste) hat sie m  
den Jahren 1965 bis 1967 beachtlich höhere Sonderzahlungen 
als an alle anderen geleistet Diese Ausnahme läßt die im 
übrigen (Nr 1 bis 1J für 1965 und Nr 1 bis 11 ohne Nr 8 
[Klager] und 9 für 1966 bis 1968) eingehaltene Regel der 
gleichen Sonderzahlungen unberührt Sie spielt m  diesem 
Rechtsstreit auch deshalb keine Rolle, weil der Klager seine 
Ansprüche an diesem Pall nicht gemessen hat

Entsprechendes gilt für die erst m  den Jahren seit 
1965 zum Prokuristen bestellten Angestellten (Nr 14 bis 20 
der Liste). Sie stellen eine nach äußeren Merkmalen abgrenz- 
bare Gruppe innerhalb der Gesamtheit der Prokuristen dar, 
deren Andersbehandlung gegenüber der Gruppe der Altprokuri­
sten sachlich zu rechtfertigen ist Diese Palle sind für die 
Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes im Palle des Kla-
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gers ohne Bedeutung, Er kann und braucht sich nur mit der 
großen Mehrzahl der Altprokuristen (Nr 1 bis 11 der Liste) 
zu vergleichen Schließlich ist auch unbeachtlich, daß im 
Pall Nr 9 der Liste ebenfalls die Sondervergütung gekürzt 
worden ist, die Beklagte hat keine Gründe dafür vorgetragen, 
daß der Klager wie der Pall Nr 9 behandelt werden müsse
5 Die Beklagte macht weiter geltend, sie habe di^&onder- 
zahlungen an den Klager für 1966 bis 1968 nicht willkürlich 
niedriger bemessen als in den vergleichbaren Fällen der übri­
gen Altprokuristen Sie habe mehrfachen Anlaß gehabt, die 
Tätigkeit des Klagers zu beanstanden, daraus will sie her­
leiten, daß sie nicht unsachlich gehandelt habe, der Gleich­
behandlungsgrundsatz sei deshalb nicht verletzt

Mit diesem Vortrag kann die Beklagte keinen Erfolg haben
a) Der von der Beklagten zu beachtende Grundsatz der Gleich- 
behandlung verbot ihr nicht ohne ueiteres, die Sondervergitun- 
gen an die einzelnen Prokuristen in unterschiedlicher Höhe zu 
gewähren Nur durfte sie dabei nicht nach ihrem Gutdünken
oder nach nicht sachgerechten oder nicht bestimmbaren Kriterien 
verfahren Vielmehr mußte sie, wollte sie diSondervergütungen 
an die einzelnen Prokuristen in unterschiedlicher Höhe be­
zahlen, in einer allgemeinen Ordnung die Voraussetzungen 1 fest­
legen, nach denen sich die Verteilung oder Staffelung der Son­
den Vergütungen richten sollte Dabei mußte sie Voraussetzungen 
und Höhe ihrer Zahlungen nach sachgerechten und objektiven 
Merkmalen bestimmen und abstufen In diesem Rahmen stand ihr 
in der Auswahl der Bedingungen ein weiter ErmessensSpielraum 
offen Sie konnte z B die für die dienstliche Leistung des 
Emofangers der Sonderzahlung maßgeblichen Faktoren (z B seine 
Beteiligung am geschäftlichen Erfolg u a ) angemessen berück­
sichtigen Hätte die Beklagte eine solche Regelung getroffen, 
so ware es ohne rechtliche Bedeutung, ob sich vielleicht aucn 
Grunde für eine andere Regelung finden ließen
b) Wenn es sich bei den von der Beklagten aufgestellten Be­
dingungen um solche handelte, mit denen die Prokuristen nicht 
ohne weiteres rechnen konnten, mußte die Beklagte sie in ge-
- 9 -
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eigneter Weise bekanntgeben Das Gebote in solchen Fallen 
die Leistungsvoraussetzungen offenzulegen, ergibt sich aus 
der gerichtlichen Nachprüfbarkeit Werden die Bedingungen 
dem Arbeitnehmer nicht mitgeteilt.» kann er sich kein Urteil 
bilden., ob sie gerecht sind oder ob er einen Gerichtsent­
scheid darüber herbeifuhren soll Er wird in einen Rechts­
streit geradezu hineingedrangt, wei3/fer sich nur dadurch Klar­
heit verschaffen kann Zudem gerat er in eine ungünstige 
Prozeßsituations weil er nicht zu übersehen vermag, welchen 
Sachvortrag und welche Beweismittel er zur Rechtfertigung 
seines Anspruchs braucht (hierzu vgl das Urteil des Senats
3 AZR 510/69 vom 21 Dezember 1970 [zu XXI 3 b der Gründe], 
auch zur Veröffentlichung in der Amtlihen Sammlung und im 
Nachschlagewerk des Bundesarbeitsgerichts vorgesehen)
c) Wenn die Beklagte Wert auf vertrauliche Behandlung 
legte und jedem einzelnen gegenüber die Höhe der Sonderver­
gütung bestimmte, mußte sie die Leistungsbedingungen nach 
denselben Grundsätzen festlegen. Daß die Prokuristen und 
damit der Kläger Tatsache und Höhe der Sondervergütung ver­
traulich behandeln sollten, rechtfertigt keine abweichende 
Beurteilung Das Gebot, die Sondervergütungen vertraulich 
zu behandeln, hat dort keine Berechtigung und Geltung, wo es 
dazu dienen soll, unbillige Differenzierungen zu verschleiern 

Auch bei einer solchen Handhabung mußte deshalb die Be­
klagte, wenn sie nicht allen Altprokuristen denselben Betrag 
zukommen lassen wollte, jeweils mitteilen, nach welchen Maß­
staben sie die Vergütung berechne, sofern sie keine Differen- 
zierungsgründe hatte, die für den Prokuristen erkennbar 
waren
4 Die Grunde, mit denen die Beklagte erst im Laufe des 
Rechtsstreits die Benachteilagung des Klägers zu rechtferti­
gen versucht hat, warenctem Klager vorher nicht als Voraus­
setzungen für die Sondervergütung bekannt gegeben worden, der 
Kläger brauchte auch nicht mit einer Andersbehandlung aus 
solchen Gründen zu rechnen Im übrigen laufen sie, wie schon 
das Landesarbeitsgericht insoweit im Ergebnis richtig erkannt
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hat (S 18, 19 des Urteils), daraf hinaus, daß die Beklagte 
dem Klager nach wenig oder gar nicht greifbaren Merkmalen 
eine Art Zensur über Leistungen und Wohlverhalten erteilt 
und dementsprechend nach ihrem Gutdünken die Sonderzahlung 
herabgesetzt hat Damit hat sie subjektive Momente ins Spiel 
gebracht, die nicht gerichtlich daraufhin überprüft werden 
können, ob sie billigem Ermessen entsprechen
a) Im einzelnen handelt es sich um folgende, vom Klager 
m  allen wesentlichen Beziehungen bestrittene Behauptungen

1) Die Prüfung ihrer der Oberaufsicht des Klägers 
unterliegenden Betriebskrankenkasse durch das 
Landesarbeitsamt im Jahre 1962 habe erhebliche 
Mängel bei der Abführung der Sozialabgaben an 
die Betriebskrankenkasse ergeben

2) Die Lohnsteuerprüfung durch das Finanzamt im 
Jahre 1965* bezogen auf die Jahre i960 bis 1964, 
habe u a. Beanstandungen hinsichtlich der lohn- 
steuerlichen Behandlung von Aushilfskräften und 
der Gewerkschaftsbeiträge ergeben

3) Eine betriebseigene Prüfung bei der Vorschußkasse 
der Heuerabrechnungsstelle im Jahre 1966 habe 
zahlreiche Mängel und ein beträchtliches Durch­
einander beim Heuervorschußwesen offenbart 
Diese Mangel seien wenige Monate spater noch 
nicht beseitigt gewesen

4) Darüber hinaus sei folgendes am Kläger zu oean- 
standen gewesen
a) grundsätzliches unpünktliches Erscheinen zum Dienst, 

andererseits aber häufiges vorzeitiges Verlassen 
des Dienstes,

b) häufige Abwesenheit vom Dienst unter Vorschützen 
unzutreffender Gründe,

c) Beschwerden aus dem Kreis der Mitarbeiter, daß 
der Klager als Personalchef nicht oder erst auf 
wiederholte Vorstellungen hin zu sprechen ge­
wesen sei,

d) Versagen m  der Position als "Mittelsmann zwischen 
Betriebsrat und Vorstand" m  der Weise, daß V/unsche 
una Bitten des Betriebsrates nicht immer an den 
Vorstand weitergeleitet worden seien,

e) Nachlässigkeit bei der Dienstverrichtung derge­
stalt, daß selbst vom Vorstand unmittelbar ange­
ordnete Arbeiten (z B Urlaubsnchtlimen) unge­
wöhnlich ungenau und unordentlich durchgefuhrt 
worden seien

11 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


11 1Si
Pur diese Behauptungen hat die Beklagte zwei Zeugen 

benannt
to) Wollte man diesen gesamten Vortrag so ernst nehmen, 
wie die Beklagte es offenbar vom Gericht erwartet, dann 
ist kaum mehr zu verstehen., weshalb die als Weltunternehmen 
renommierte ursprüngliche Beklagte sich von einem solchen 
"Versager” als Leiter ihres Personalwesens nicht nur nicht 
schon lange getrennt., sondern ihm auch noch für ein Jahr 
über sein Ausscheiden hinaus die bisherigen Bezüge und danach 
das vereinbarte Ruhegeld gezahlt hat bzw zahlt« Da sie 
sich gegenteilig verhalten, nämlich den Klager im Dienst be­
halten hat, ist es ihr versagt, die oben erwähnten Gründe 
bei der Kürzung der Sonderzahlungen ins Spiel zu bringen 
Alle m  diesem Zusammenhang behaupteten Tatsachen sind da­
durch gekennzeichnet, daß sie sich der Erfassung in einer 
generellen Ordnung, auf die im Rahmen des Gleichbehandlungs­
grundsatzes bei der Bildung von Untergruppen für die Diffe­
renzierung der Leistungen nur abgestellt werden kann, ent­
ziehen Die Beklagte Übersieht den kollektiven Einschlag 
des Gleiohbehandlungsgrundsatzes, wenn sie glaubt, Grunde 
der von ihr genannten Art, die als objektive Merkmale nicht 
faßbar sind, rechtfertigen im Einzelfall eine Kürzung der 
einer bestimmten Arbeitnehmergruppe zugedachten Leistungen
5 Was schließlich den Einwand der Beklagten angeht, der 
Klager habe sich mit der Bemessung der ihm gewählten Sonder­
zahlungen zumindest stillschweigend einverstanden erklärt 
oder auf seine Ansprüche verzichtet, so ist darüber zwar 
in den Vorinstanzen nicht entschieden worden Das zwingt 
jedoch nicht zur Zurückverweisung der Sache an das Landes­
arbeitsgericht Die Tatsachen, aus dendn die Beklagte ihre 
Folgerung herleitet, stehen fest und es ist nicht ersicht­
lich, daß der Tatsachenstoff nicht vollständig sei Unter 
diesen Umständen kann auch das Revisnnsgericht über den Ein­
wand entscheiden» Er ist nicht begründet
a) Aus dem Schweigen des Klagers auf das Schreiben der 
Beklagten vom 9 Januar 1967 {Abdruck Bl 84 VorA), m  dem
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sie ihm als Antwort auf seine Anfrage mitteilte* daß die 
Herabsetzung der Sonderzahlung für 1966 auf 20 000*—  DM 
keine Maßregelung bedeute* kann auf ein Einverständnis des 
Klägers mit dem Vorgehen der Beklagten oder auf einen Verzicht 
hinsichtlich des Mehrbetrages nicht geschlossen werden Irgend­
eine Willensäußerung des Klagers* den Anspruch nicht mehr zu 
verfolgen* ist nicht erkennbar geworden
b) Entsprechendes gilt für das Schweigen des Klägers auf 
das Schreiben der Beklagten vom 7 November 1967 (Abdruck 
Bl 85 VorA)* in dem sie ihm die Festsetzung der Sonder­
zahlung für 1967 in Hohe von (nur) 20 000*—  DM mitteilte 
Hier spricht gegen einen Verzichtswillen des Klagers über­
dies* daß sein baldiges Ausscheiden abzusehen und schon des­
halb nicht zu erwarten war* daß er vorher Schritte gegen die 
Beklagte unternehmen werde
c) Der Schriftwechsel der Parteien aus Sommer 1967 (Abdrucke 
Bl 23 - 26 VorA), in der die Modalitäten für das Ausscheiden 
des Klagers festgelegt wurden* behandelt die Frage der Sonder­
zahlung nur dem Grunde nach Den Wunsch des Klagers* bis zum 
Tag des Ausscheidens am 30 Juni 1968 "tantiemeberechtigt" zu 
sein* hat die Beklagte mit dem Hinweis beantwortet* daß ein 
Rechtsanspruch nicht bestehe* daß sie aber "bei der Beschluß­
fassung Uber Ihre Tantieme", d h also* wenn sie eine Tantieme 
für 1968 ausschUtten werde* beim Kläger den Zeitraum bis zum 
30 Juni 1968 zugrundelegen werde Wenn der Kläger sich hier­
mit einverstanden erklärt hat* so bedeutet das weder einen 
Verzicht auf die Ansprüche aus 1966 und 1967 -‘denn diese 
waren nicht Gegenstand des Schriftwechsels - noch ein Ein­
verständnis mit der Kürzung seiner anteiligen SonderZahlung 
für 1968* deren Hohe er im Sommer 1967 noch nicht kannte Es 
gilt auch hier mangels Anhaltspunkten für das Gegenteil der
Satz* daß der Arbeitnehmer während des Arbeitsverhältnisses*mit Rücksicht a\if eine gewisse Drucksituation manches hinnimmt* 
ohne daß daraus auf einen Anspruchsverzicht geschlossen werden 
kann
d) Auf Verwirkung hat sich die Beklagte nicht bemfen Es 
fehlt deshalb an Tatsachenvortrag* der den Verwirkungseinv/and
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rechtfertigt3 insbesondere m  der Richtung, daß ihr die Er­
füllung der Klageforderung im Zeitpunkt der Geltendmachung 
nicht mehr zuzumuten gewesen sei
IV Nach alledem ist die Klage begründet Gegen die Höhe 
des Anspruchs hat die Beklagte nichts eingewendet Die Zins 
forderung folgt aus §§ 291, 288 BGB Das führt zum Erfolg 
der Revision des Klägers

gez Dr Stumpf Hilger Dr Groninger 

Dr Schlick Willmann
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